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Präambel 

 

Das Maßnahmenpaket der sogenannten Münchner „Wohnungsbauoffensive“ enthält einige Ver-

besserungen und ist ein erster wichtiger Schritt, um die mühsamen Prozesse der aktuell viel zu 

komplexen Verfahren zu vereinfachen. Auch dass der Wohnungsbau für die Landeshauptstadt 

scheinbar vermehrt in den Fokus rückt, begrüßen wir als Verband ausdrücklich. Um den brach-

liegenden Wohnungsbau in München voranzutreiben, haben die Entscheider in der Stadt eine 

große Verantwortung, derer sie sich bewusst sein müssen.  

 

Ebenso richtig ist, dass mit den vorgeschlagenen Punkten ein ganzheitlicher Ansatz über die ein-

zelnen Fachreferate hinweg verfolgt werden soll. Maßnahmen, die für mehr Koordinierung und 

Strukturierung der zuständigen Referate sorgen, sind wichtig.  

 

Die Vorhaben sind angesichts der Wohnungsnot und der Baukrise in München jedoch noch nicht 

umfassend genug. Es müssen weitere Schritte folgen, die noch weitreichender und innovativer 

den aktuellen Herausforderungen und bestehenden Problemen begegnen. Ein großer Hemmfak-

tor, der die Unternehmen davon Abstand nehmen lässt, neue Projekte in München anzugehen, 

ist die aktuelle Ausgestaltung der SoBoN. Leider sind hier die in der „Wohnungsbauoffen-

sive“ vorgesehenen Maßnahmen bei weitem ungenügend und keine Hilfe. Eine Rückkehr zur 

SoBoN mit Stand des Jahres 2017, oder gar 2006, wäre der richtige Schritt, denn die Unterneh-

men kalkulieren genau, ob Projekte in der Landeshauptstadt wirtschaftlich vertretbar sind und 

kommen zusehends zu einem negativen Schluss. 

 

Ebenso müssen komplexe Verfahren unbedingt noch weiter vereinfacht und entbürokratisiert 

werden. Bürokratische Hürden und Vorgaben sind in einem solchen Maße gestiegen, dass sie fast 

unüberwindbar geworden sind und deshalb kein neuer und vor allem bezahlbarer Wohnraum 

mehr entstehen kann. Daneben ist es für die Unternehmen der Bau- und Immobilienwirtschaft 

essentiell, dass sie mit der Stadt einen kompetenten und starken Ansprechpartner für Bau- und 

Planungsvorhaben haben, denn die Wenigen, die in München noch Bauen, brauchen vor allem 

Planungssicherheit und Verlässlichkeit. Den Wohnungsbau im wachsenden München wieder vo-

ranzutreiben, sollte das gemeinsame Ziel aller Beteiligten sein.  

 

Die 30 angedachten Maßnahmen dürfen keine Absichtserklärungen bleiben, denn sie beinhalten 

einige gute Ansätze, die in die richtige Richtung gehen, um in Zukunft, zusammen mit weiteren 

Erleichterungen, den brachliegenden Wohnungsbau wieder anzukurbeln. 

 

Um zu konkretisieren, warum die aktuelle „Wohnungsbauoffensive“ noch nicht für den richtigen 

Schub, heraus aus der Wohnungsbaukrise, sorgen kann, werden, mit Bezug auf einige der vorge-

sehenen Maßnahmen, weitere Aspekte im Folgenden angeführt und erörtert: 
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Im Einzelnen: 

 

Zu Maßnahme Nr. 1: Referatsübergreifende Priorität Wohnungsbau und Taskforce 
 
Eine referatsübergreifende „Taskforce Wohnungsbau“ unter der Leitung des Referats für Stadt-
planung und Bauordnung erscheint sinnvoll. Es muss jedoch unbedingt darauf geachtet werden, 
eine Verkomplizierung der bereits sehr verstrickten Verfahren zu vermeiden, wenn weitere Ak-
teure miteingebunden werden sollen. Eine derartige Instanz muss unbedingt für Entlastungen 
in den genehmigungsverfahren sorgen.  
 
 
Zu Maßnahme Nr. 3: 55-jährige Bindungsfrist und Ergänzung SoBoN Baukasten 
 
Wie eingangs bereits unterstrichen, muss das gesamte Instrument der SoBoN grundlegend 
überarbeitet und flexibilisiert werden. Die hier vorgesehenen Maßnahmen sind bei weitem un-
genügend und werden auch weiterhin die Wirtschaftlichkeit neuer Projekte in der Landeshaupt-
stadt verhindern. Einen nennenswerten Beitrag zur Erleichterung des Wohnungsbaus leisten 
diese Maßnahmen nicht. Des Weiteren übersteigt eine 55-jährige Bindungsfrist für geförderten 
Wohnraum die voraussichtlich wirtschaftliche Nutzungsdauer von Wohngebäuden. Erfahrungs-
gemäß ist spätestens nach 30 bis 40 Jahren mit erheblichen Instandsetzungs- und Sanierungs-
aufwendungen zu rechnen, die bei einer so langen Bindung nicht finanzierbar sind.  
 
 
Zu Maßnahme 4: Anhebung der Erstvermietungsmieten im geförderten und preisgedämpften 
Wohnungsbau 
 
Schon heute bekommt man im Münchner Umland eine höhere geförderte Miete als in der Lan-
deshauptstadt. Die Anhebung der Erstvermietungsmieten im geförderten und preisgedämpften 
Wohnungsbau ist daher durchaus sinnvoll und gutzuheißen. Ein mutiger Schritt, der sich deut-
lich von den Erstvermietungsmieten im Umland abhebt, wäre hier wünschenswert.  
 
 
Zu Maßnahme Nr. 5: Sozialer Infrastrukturkostenbeitrag bei Bebauungsplanverfahren 
 
Dass die Kosten für Infrastruktur in mehrere Tranchen aufgeteilt wird, erscheint sinnvoll. Den-
noch muss hier kostentechnisch für Planbarkeit und Verlässlichkeit seitens der Stadt gesorgt 
werden. Ein Kostendeckel wäre mehr als wünschenswert, denn die Infrastrukturfolgekosten 
sind für die Bauenden ein immer größerer Kostenpunkt geworden. 
 
 
Zu Maßnahme Nr. 6: Flexibilisierung des Stellplatzschlüssels 
 
Statt einer Flexibilisierung des Stellplatzschlüssels, würde es viel mehr helfen, wenn dieser für 
den Bauherren frei wählbar wäre. Angesichts neuer Mobilitätskonzepte ist es nicht nachvoll-
ziehbar, warum an der Verpflichtung zur Errichtung von Stellplätzen festgehalten wird.  
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Zu Maßnahme Nr. 8: Dachgeschossausbau und Stellplätze 
 
Vorhaben dieser Art sollten generell von der Stellplatzpflicht ausgenommen werden. Das würde 
nicht nur Kosten sparen, sondern wäre auch hinsichtlich einer erhöhten Rechtssicherheit sinn-
voll.  
 
 
Zu den Maßnahmen Nr. 10 – 16: Beschleunigung des Regel-Bebauungsplanverfahrens 
 
Die Bebauungsplanverfahren müssen für die Beschleunigung des Wohnungsbaus in München 
zwingend erleichtert und verringert werden. Neben einer erhöhten Schnelligkeit ist hier eine 
umfassende Digitalisierung zu realisieren. Die Verfahren müssen in Zukunft klar strukturiert und 
ergebnisorientiert geführt werden. Die bisherigen, endlos erscheinenden Abstimmungsschlei-
fen, gilt es abzubauen, während gleichzeitig die Bebauungspläne entschlackt werden sollten.  
 
 
Zu Maßnahme Nr. 21: Immissionsschutz/Lärm 
 
Um den Wohnungsbau in der dicht besiedelten Landeshauptstadt zu fördern, sollte eine Ver-
einfachung und Erhöhung der Toleranz beim Lärmschutz in städtischen Quartierend zwingend 
erfolgen. Unrechtgefertigter, überhöhter Lärmschutz, treibt seit langem die Baukosten in die 
Höhe und schränkt beispielsweise die gestalterischen Möglichkeiten bei Nachverdichtungen 
ein.   


